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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sick, Schulte (Schwäbisch Gmünd), 
Dr. Jobst, Straßmeir und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1 164- 

betr. Einschränkungen im innerdeutschen Luftverkehr 


Schreiben des Bundesministers für Verkehr vom 16. November 
1973 - L 3/L 6/60.60./3045 Vm 73: 

Die Bundesregierung beantwortet die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß strukturelle, 
also bleibende Veränderungen zwischen dem Angebot der Luft- 
hansa und der Deutschen Bundesbahn durch die Fluglotsen- 
aktion eintreten können? 

Die Bundesregierung geht nicht davon aus, daß bleibende Ver- 
änderungen zwischen dem Angebot der Lufthansa und der 
Deutschen Bundesbahn durch die Fluglotsenaktion eintreten 
werden. 


2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß solche Verände- 
rungen zugunsten des Personenfernverkehrs der Deutschen 
Bundesbahn erwünscht sein können und daher anzustreben 
sind? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß auch in Zukunft 
eine sinnvolle, an den Kräften des Marktes orientierte und auf- 
grund der vorhandenen Verkehrsnachfrage und der gesamtwirt- 
schaftlichen Leistungsmerkmale der beiden Verkehrsträger be- 
wirkte Arbeitsteilung zwischen binnenländischem Luftverkehr 
und Schienenverkehr anzustreben ist. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, ob es Abstimmungsgesprä- 
che zwischen Lufthansa und Deutscher Bundesbahn zu diesem 
Sachverhalt und mit dem unter Punkt 2 erwähnten Ziel bereits 
gegeben hat? 

Nach Mitteilung des Vorstandes der Deutschen Lufthansa haben 
Abstimmungsgespräche dieser Art nicht stattgefunden. 
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4. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine Einschrän- 
kung des innerdeutschen Luftverkehrs mit Rücksicht auf die 
unterschiedliche Bedienung von Regionen, insbesondere ver- 
kehrsfernen Gebieten, durch die Deutsche Bundesbahn nicht zu 
vertreten ist? 

Die Bundesregierung ist unverändert der Auffassung, daß bin- 
nenländischer Luftverkehr zur Verbesserung der regionalen 
Verkehrsbedienung beitragen kann. Er hat dann seine Berech- 
tigung, wenn ein ausreichendes Verkehrsaufkommen und nach 
einer gewissen Anlaufzeit zumindest Kostendeckung erzielt 
wird. 


5. Ist der Bundesregierung etwas bekannt über Pläne, generell 
die Eckwerte für die stündliche Belastbarkeit der Landeflächen 
auf allen deutschen Flughäfen um 30 v. H. zu verringern? 

Pläne dieser Art gibt es nicht. Schon der unterschiedliche Ver- 
kehrsumfang auf den einzelnen Flughäfen würde eine solche 
schematische Maßnahme als unzweckmäßig erscheinen lassen. 


6. Hielte es die Bundesregierung für sinnvoll, das Lotsenproblem 
durch solche restriktiven Maßnahmen zu lösen, und werden 
weitergehende oder andere Vorstellungen auf diesem Sektor 
erwogen? 

Die Bundesregierung hält eine generelle Beschränkung des 
Luftverkehrs für keine geeignete Maßnahme, zu normalen Ver- 
hältnissen zurückzukehren. Dagegen hat sie bereits im Laufe 
dieses Sommers mit Hilfe des Flugplankoordinators Verkehrs- 
spitzen auf hochbelasteten Flughäfen durch verkehrslenkende 
Maßnahmen abgebaut und in verkehrsschwache Zeiten verla- 
gert. Andere Maßnahmen wie eine Koordinierung der Über- 
flüge sind in Vorbereitung. Eine internationale Abstimmung der 
Verkehrsflüsse auf die vorhandenen Luftraumkapazitäten wird 
mit den Luftfahrtverwaltungen der Nachbarstaaten erörtert. 


7. Ist der Bundesregierung bekannt, daß wegen der Fluglotsen- 
aktionen einige regionale Fluggesellschaften bereits in Schwie- 
rigkeiten geraten sind? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß als Folge der Fluglotsen- 
aktionen auch die im Regionalluftverkehr tätigen Luftverkehrs- 
gesellschaften zur Einstellung zahlreicher Luftverkehrsverbin- 
dungen gezwungen worden sind, was in einigen Fällen zu wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten geführt hat. 


8. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß regionale Gesell- 
schaften des Linien- und Charterverkehrs eine wichtige Auf- 
gabe in der Versorgung der Bundesrepublik Deutschland mit 
Verkehrsleistungen erfüllen? 

Die Bundesregierung hat stets die Auffassung vertreten und im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten durch verkehrspolitische Aktivi- 
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täten unterstützt, daß solche Regionalflugdienste im öffentlichen 
Verkehrsinteresse liegen, die auch unter Berücksichtigung der 
Oberflächenverkehrsmittel ein ausreichendes Verkehrsaufkom- 
men erwarten lassen und zumindest nach einer gewissen An- 
laufzeit kostendeckend betrieben werden können. 


9. Ist die Bundesregierung bereit, auch solche Gesellschaften in 
Schadensregelungen einzubeziehen, wie sie anscheinend mit 
der Lufthansa beabsichtigt sind? 

über die Frage der Rechtswidrigkeit der gegenwärtigen Aktion 
der Fluglotsen ist eine Reihe von gerichtlichen Verfahren an- 
hängig. Eine abschließende Stellungnahme zu der Schadens- 
regelung im Hinblick auf die betroffenen deutschen Luftver- 
kehrsunternehmen ist mir vor Abschluß dieser Prozesse daher 
noch nicht möglich. 


10. Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, die für die 
betroffenen Gesellschaften entstandene Rechtsunsicherheit 
durch Bekanntgabe ihrer Absichten unter Vorlage konkreter 
Fakten zu beseitigen oder zumindest auf ein erträgliches Maß 
zu mildern? 

Im Bundes Verkehrsministerium hat am 8. Oktober 1973 der 
Ständige Koordinierungsausschuß für den binnenländischen 
Luftverkehr getagt. In der Sitzung waren die im Regionalluft- 
verkehr tätigen Luftfahrtunternehmen vertreten. Wesentlicher 
Inhalt der Gespräche waren alle mit der derzeitigen Aktion der 
Fluglotsen zusammenhängenden Fragen. Im übrigen sind die 
genannten Gesellschaften schriftlich über die Rechtsauffassung 
der Bundesregierung unterrichtet worden. 
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